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bereits am 16 . maerz 1978 ueber fernschreiber ausgesendet

Wirtschaft :
5r3aaBSCÄJ5S2r23ÄÄS5Ä3T2S : 2235: Sr2E3SÄ2S

2,1 millionen quadratmeter fuer die Wirtschaft

11 Wien , 16 . 3 . ( rk ) das Jahr 1977 war fuer die wiener betriebs-

ansiedlungsgesellschaft ein gutes jahr : gemeinsam mit der magi-

stratsabteilung 69 konnten an 53 firmen insgesamt 319 . 783 quadrat¬

meter betriebsbaugebiete vergeben werden , wie der direktor der

wibag , kommerzialrat anton mayerhofer, donnerstag in

einem pressegespraech erklaerte , setzt sich auch heuer das grosse

interesse der firmen an betrlebsgrundstuecken fort , so wurden 1978

im neuen betriebsbaugebiet wiener flur bereits 13 grundstuecke ver¬

kauft . der groesste abschtuss erfolgte mit der firma magirus - deutz,

die ein rund 15 . 000 quadratmeter grosses grundstueck erwarb und

dort gesamt Investitionen von 78 millionen s vornehmen wird.

von den im jahre 1977 verkauften flaechen gingen 191 . 000

quadratmeter an 19 firmen , die sich in Wien neu ansiedeln beziehungs¬

weise innerhalb Wiens den Standort veraendern wollen . 85 . 000 quadrat¬

meter wurden als erweiterungs - beziehungsweise ergaenzungsgrund-

stuecke an 11 firmen verkauft , dabei handelt es sich um unter¬

nehmen , die entweder bereits frueher angesiedelt wurden und nun in

einer weiteren ausbaustufe ergaenzungsflaechen benoetigen oder um

firmen , die privat ein grundstueck besitzen und zur Verwirklichung

ihrer ausbauplaene ergaenzungsflaechen benoetigen . die restlichen

43 . 000 quadratmeter gingen an 23 gewerbliche unternehmen , davon

nahmen 15 betriebe das baurecht in anspruch , waehrend die restlichen

acht ihre grundstuecke kaeuftich erwarben.

seit der gruendung der wibag im Jahre 1969 wurden bis ende

1977 insgesamt 2,1 millionen quadratmeter grundflaeche an die

wiener Wirtschaft vergeben , die wibag versucht , vorwiegend kapital¬

intensive produktionsbetriebe und fernbedarfsorientierte gross—

handeisbetriebe in Wien anzusiedeln . ( sei)
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kommunal :
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wiener wohnbau - ausstellung in berlin eroeffnet

1 Wien , 17 . 3 . ( rk ) stadtrat kurt heller eroeffnete

donnerstag abend vor zahlreich erschienenem publikum im inter¬

nationalen design Zentrum berlin gemeinsam mit dem berliner

Senatsdirektor hörst l e k u t a t die aussteUung » • kommunaler

wohnbau in Wien : aufbruch - 1923 bis 1934 - ausstrahlung » » .

in seiner eroeffnungsrede verwies heller auf die grosse

soziale bedeutung des kommunalen wohnbaus ln wien in der ersten

republik und betonte , dass mit dieser beispielhaft vorgefuehrten

problemloesung die kommunale politik vieler anderer staedte ent-

scheidend beeinflusst wurde.

die aussteUung , die bereits in koeln und frankfurt viel be-

achtung fand , ist - nun ergaenzt durch eine multivisionsschau

im berliner idz bis zum 30 . april zu sehen , ( red)
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kommunal :

freitag fruah durchschlag beim donaudueker

4 Wien , 17 . 3 . ( rk ) freltag im morgengrauen fand im beisein des

amtsfuehrenden stadtrates heinz n i t t e l ein ln der bau - und

ent Wicklungsgeschichte Wiens einmaliges erelgnls statt : der durch¬

schlag des die donau unterquerenden duekers , durch den nach der

fertigstellung des gesamtproJektes wabas 80 die abwaesser der links

der donau liegenden Stadtgebiete zur hauptklaeranlage kaiserebers-

dort geleitet werden.
der durchschlag das im rohbau fertiggestellten donauduekers

erfolgte bei dem auf der neuen donauinsel lm bau befindlichen pump-

v* rk . der dueker hat eine gesamtlaenge von 567 meter und besteht

aus einzelnen stahlbetonrohren , die anelnandergedrueckt werden . J . d«

dieser rohre ist drei meter lang , hat einen durchmesser von 3,70

meter und ein gewicht von 46 tonnen , mit der untertunnelung der

donau wurde im herbst 1976 begonnen , rund 70 mann sind an diesem

teil des wabas - gesamtprojektes beschaeftigt.

nachdem der rohrvortrleb fertiggestellt und der durchschlag er¬

folgt ist , kann mit der auskleidung des duekers begonnen werden,

fuer die abwasserfuehrung vom linken donausammler ans rechte ufer

des Stromes sind zwei rohrleltungen von Je 1,40 meter durchmesser

vorgesehen , ausserdem werden in dem begehbaren tunnel ström - und

steuerkabel sowie ein trinkwaaserrohr untergebracht werden.

inzwischen nehmen auch die anderen teile des wiener abwasser-

beseitigungsproJektes wabas 80 einen planmaesslgen bauverlauf , das

gesamte System soll im sommer 1980 in betrieb gehen.

stadtrat nittel dankte allen am bau des duekers beteiligten

arbeltem , angestellten und beamten fuer ihre hervorragende leistung.

( wfz)
1008
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lokal :
833SSSS3BSB

(

froehlich - sandners jeder vierte gast in der Stadt

3 wien , 17 . 3 . ( rk) von den 11 millionen gaesten , die 1977 in

Oesterreichs hotels und Pensionen angekommen sind , entfallen nicht

weniger als 3 millionen , also mehr als 25 Prozent , auf wien und

die landeshauptstaedte . darauf machte vizebuergermeisterin gertrude
froehlich - sandner im Zusammenhang mit der forderung

aufmerksam , in der oesterreichwerbung mehr als bisher auf den

staedtetourismus einzugehen , der erholungstourismus hat , wie

die praesidentin des wiener fremdenverkehrsverbandes feststellte,

in den letzten zwanzig jahren gegenueber den staedten einen enormen

Zuwachs erreicht , weil fast ausschliesslich fuer Sommerfrische

und schifahren geworben wurde.
landesfremdenverkehrsdirektor dr . helmut krebs fuehrte

dazu bei einer tagung der wiener hotellerie naeher aus , auch inner¬

halb Oesterreichs duerfe der fremdenverkehr keine einbahnstrasse
sein , dies sei auch allgemein anerkannt , und speziell wien sei
heuer auf der berliner tourismusboerse im gesamtoesterreichischen
rahmen bestens vertreten gewesen , die wirtschaftliche bedeutung des

staedtetourismus komme aber in den konkreten werbeplaenen fuer

Oesterreich noch zu wenig zum ausdruck . wien habe deshalb die

zustaendigen Institutionen gebeten , nach der grundsaetzliehen
aufnahme der staedte in die Werbung auch den zweiten schritt zu
tun , naemlich die staedte ihrer tatsaechliehen bedeutung entsprechend
zu beruecksichtigen . ( fvv)
1003
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kommunal :
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wiener Landtag ( 1)

5 Wien , 17 . 3 . ( rk > unter dem vorsitz seines ersten praesidenten,

maria h l a w k a ( spoe ) , trat freitag der wiener Landtag zusammen.

wie angekuendigt , standen auf der tagesordnung drei
^

setzesvorLagen : eine umfangreiche noveLLe zur wiener stadtverfassung,

ein Landesverfassungsgesetz betreffend die zustaendigkeit der voLks-

anwaLtschaft fuer die wiener LandesverwaLtung und ein gesetz zur

aenderung der gemelnderatswahLordnung.

stadtVerfassung

amtsfuehrender stadtrat peter schieder ( spoe ) wies

der berichterstattung zur verfassungs - noveLLe auf die hlstoi ische

entwickLung der wiener Verfassung hin : am 10 . november 1920 war der

wiener gemeinderat zum ersten maL aLs Landtag zusammengetreten , nach

einer stundenlangen , heissen debatte wurde damals die Verfassung von

allen Parteien einstimmig beschlossen , der damalige beschluss war

sicher bedeutender als heute : Wien erhielt die Stellung eines se

staendigen Landes und eine andere staatsrechtliche bedeutung als vor¬

her . aber auch die heutige noveLLe ist nicht ohne bedeutung.

in der Verfassung von 1920 kann man schritt fuer schritt die

gesamte gesellschaftliche und historische entwickLung Wiens zu-

rueckverfolgen . man sieht ueber das stadtrecht , die Stadtordnungen

ueber verfuegungen des absolutistischen Staates b . s zur buerg

Lichen und schliesslich demokratischen Verfassung den ganzen gese

schaftlichen fortschritt unseres Landes , die qualitative aenderung

der politischen rechte , die Verfassung erhaelt ihren heutigen

aus ihrer gegenwaertigen bedeutung . so wie man sich nicht nach den

absichten der baumelster vergangener zelten richtet , m “® s *U

die Verfassung nach den heutigen gegebenheiten , notwendigkelten und

bedingungen nutzen.
schieder wies darauf hin , dass man Verfassungen nich

zeitabstaenden macht , je nach beduerfnissen und Laune . des

es aber ganz besonders notwendig , dass sie genau den gegenwaertlg

zustand des politischen und gesellschaftlichen Lebens aufnehmen , den
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moment als glied der kette der entwicklung , nicht das momentane,nicht das modische , atypische , abweichende * ’ .
der oesterreichlsche rechtsgelehrte rene marcic habe das die’ ' schwammstruktur der Verfassung ” genannt , schieder wies darauf

hin , dass hans kelsen auch an der wiener Verfassung von 1920 mitge¬wirkt hat . im november vorigen jahres hat der gemeinderat ihm den
dank ausgesprochen , kelsen habe gemeint , dass in der lehre von der
demokratie manches in Verwirrung geraten ist - dadurch , dass man
tatsaechlich als mehr demokratie hingenommen hat , was sich aus
irgendwelchen gruenden bloss als solche ausgegeben habe.

an der wiener Verfassung hat es seither einige kleinere aende-
rungen gegeben , 1956 und 1976 wurden anpassungen an bundesverfas-
sungsgesetze vorgenommen , 1977 die bestimmungen der Sicherheits¬
kontrolle aufgenommen . eine wesentliche Verfassungsreform hat
buergermeister Leopold gratz in seiner antrittsrede vom 5 . Juli 1973
angekuendigt . diese absichtserklaerungen einer repraesentativen
demokratie sind in der nunmehr vorgelegten verfassungsaenderung in
sechs punkten zusammenzufassen:
1 ) ausbau der parlamentarischen einrichtungen , wie elnfuehrung der

fragestunde im gemeinderat und im Landtag , die gesetzliche Ver¬
ankerung der klubs , Schaffung eines echten Initiativantrags.2 ) Schaffung von einrichtungen der unmittelbaren demokratie . das
sind auf gemeindeebene die Volksbefragung und die Volksabstimmung,auf landesebene das Volksbegehren und die Volksabstimmung.

3 ) mitwirkung der bevoelkerung der gemeindebezirke : sie wird in der
Verfassung normiert , die bevoelkerung erhaelt das recht , Probleme
heranzutragen und antwort zu erhalten.

4 ) aufwertung der dezentralisierten bezlrksorgane . sowohl die Organeals auch deren kompetenzen werden erweitert , die zahl der mit-
glieder der bezirksvertretungen wird daher in grossen bezirken
mehr als 30 betragen.

5 ) weitere ausgestaltung der kontrolleinrichtungen , einsetzung eines
kontro1lausschusses.

6 ) massnahmen zur Verwaltungsvereinfachung , u . a . ein berufungssenat
als rechtsmittelinstanz fuer den magistratsbereich.

mit diesen aenderungen der Verfassung sprach schieder das be-
kenntnis zur besseren direkten Information des buergers aus , zum
wandel von der Obrigkeitsverwaltung zur dienstleistungsverwaltung.

• /*
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der buerger ist kein bittsteIler , sondern partner und künde der

Verwaltung , die kommunalpolitik biete auf diese weise die Chance,

zur offensiven demokratie zu gelangen , man kann den betroffenen

vor einer entscheidung fragen , ein zweiweg - system der Information

tritt ein . beides ist gleich wichtig : die arbeit der gewaehlten
Vertreter mit dem buerger und die einflussnahme des buergers auf

seine gewaehlten Vertretungen , die staerkere beteiligung der be¬

troffenen ermoeglicht es , die auswirkungen von beschluessen besser
vorherzusehen . daher wird es die Volksbefragung und Volksabstimmung

geben , neu daran ist die befragung in teilen des gemeindegebietes
und die Volksabstimmung , zur Volksabstimmung muss aber deutlich ge¬

sagt werden , dass sie nur fuer gesetzesbeschluesse gelten kann und

nicht fuer vorschlaege . die Volksabstimmung ueber beschluesse ist

eine direkte kontrolle der volks - repraesentanten durch das volk . eine

abstimmung ueber gesetzesvorschlaege wuerde jedoch das parlamen¬
tarische prinzip teilweise beseitigen , die repraesentative demo¬

kratie ist ein ausgewogenes System der arbeitsteilung bei der

regelung oeffentlicher aufgaben . das volk regiert durch beauftragte.

schieder bekannte sich zur Volksabstimmung und zu Volksbe¬

gehren , sprach aber ein deutliches nein zur gefaehrdung der Ver¬

fassung , zur ueberrumpelung des buergers unter dem deckmantel einer

beteiligung aus.
schieder kuendigte aLs naechste wichtige aufgaben die Schaffung

von neuen geschaeftsordnungen fuer gemeinderat , landtag und bezirks-

vertretungen an.
abschliessend setzte sich der berichterstatter mit den moeglich-

keiten auseinander , die die Verfassung der demokratie , dem leben und

erleben des buergers in der demokratie bietet , zwischen den wählen

darf die demokratie nicht in einen tiefschlaf versinken , der buerger

kein » » stiller teilhaber » » sein , das funktionieren aber haengt davon

ab , ob der buerger weiss , welche Chancen und moeglichkeiten er hat,

einfluss auszuueben und verstaendnis zu finden , die Stadtverwaltung

nimmt das sehr ernst , die Informationen werden staendig verstaerkt,

die planungsabsichten werden bekannt gemacht , das buergerservice

steht mit vielfachen Informationen zur vefuegung.

vor allem wird aber die kraft der bezirksvertretungen noch

vielfach unterschaetzt . das politische bewusstsein des buergers ent¬

wickelt sich vor allem im oertlichen bereich , bei sogenannten
» » kleinen Problemen » ’ , bei der scheinbar » » kleinen politik * * . die

stadtverfassung vermittelt jedoch nicht bloss demokratie , sie er¬

moeglicht es , die demokratie zu leben und zu erleben , ( smo ) ( forts . )
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kommunal :
3Bss ssssssssssssaiass

wiener Landtag ( 2 ) :
debatte Stadtverfassung

6 Wien , 17 . 3 . ( rk ) die durch die ankuendigung der verfassungs-
reform erweckten erwartungen werden durch die vorliegende reform
nicht erfuellt , erklaerte labg . dr . hirnschall ( fpoe ) .
offenbar hat die mehrheitspartei angst , den buergern echte mit¬
gestaltungsrechte einzuraeumen . es bleibt bei einem zaghaften vor¬
tasten . zu einem entscheidenden schritt war man nicht bereit.

himschall kritisierte , dass eine Volksabstimmung nur mit mehr-
heitsbeschluss des Landtages moegllch ist . ebenso macht die be-
stimmung , dass fuer die einleitung einer Volksbefragung 60 . 000 unter
schritten erforderlich sind , dieses Instrument stumpf , dass die be-
voelkerung wuensche und anregungen an den bezirksvorsteher richten
kann und dass dieser sie beantworten muss , ist wohl ein akt der
selbstverstaendlichkeit . in abwandlung eines Wortes des herrn
buergermeisters nannte himschall diese bestimmung einen
» » tschapperlparagraphen * * .

allein in der frage der parlamentarischen demokratie kommt die
einfuehrung der fragestunde zu greifbaren fortschritten . besonders
bedauerte hirnschall , dass in der frage der unabhaengigkeit des
kontrollamtes bei den Verhandlungen kein bodengewinn erzielt werden
konnte , hier bleibt die Situation wohl am meisten unbefriedigend,
( sei)

* ’ aus der ankuendigung einer umfassenden demokratiereform sei
nun eine minireform geworden , die nur der erste schritt zu einer
wirklich umfassenden reform sein koenne » * , stellte stadtrat dr.
geller ( oevp ) fest , bereits vor 20 Jahren habe die oevp die
notwendige modemisierung der Stadtverfassung , die Verbesserung der
einrichtungen des Parlamentarismus und den abbau von autoritaeren
Strukturen gefordert , diese forderungen der oevp werden nun in der
novelle zur wiener stadtverfassung nur teilweise verwirk lieht.
goller nannte die einfuehrung der Volksbefragung eine praxisfremde
und theoretische alibibestimmung , da sie nur bei mindestens

/
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60 . 000 unterschritten ueberhaupt zustande kommt , nach meinung der

Opposition sollten bereits bei 10 . 000 unterschriften Volksbefra¬

gungen durchgefuehrt werden , auch die aufwertung der dezentralen

bezirksorgane sei unzulaenglich , da der bezirksvorsteher zwar mehr

rechte gegenueber dem zentralistischen rathaus erhalte , aber die

bezirksvertretungen noch immer nicht die entscheidenden organe in

den bezirken seien , zum kontrollamt habe die oevp immer wieder

weiterreichende systemaenderungen verlangt.

zu einem modernen demokratieverstaendnis gehoeren gerade in

der anonymen grosstadt volksnahe entscheidungen . Voraussetzung

dafuer sei eine objektive und ausfuehrliche sachinformation und

nicht die bis jetzt geuebte hofberichterstattung . fuer viele

wiener sei die kommunalverwaltung ein nicht durchschaubarer

mechanismus , der eine direkte mitbestimmung und mitwirkung an

den vorgaengen in der stadt unmoeglich mache , selbst fuer die

Opposition blieben gewisse vorgaenge undurchschaubar,und des¬

halb gaebe sie nach durchsicht von * » gereinigten * ’ akten ihre

Zustimmung zu dingen , die dann nach der verwirklichung voellig

anders aussaehen . ( ba ) ( forts . )

1250

Landtag ( 3 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

9 Wien , 17 . 3 . ( rk ) die gesetzesvorlage zur novellierung der

wiener stadtverfassung zaehlt zweifellos zu den wichtigsten , die in

dieser gesetzgebungsperiode den wiener Landtag beschaeftigten , er-

klaerte labg . suttner ( spoe ) . es wurde viel zeit aufgewen¬

det , um zumindest in den wesentlichsten punkten uebereinstimmung mit

der
'

mlnderheit zu finden , eine verfassungsaenderung ist nichts , was

man alle paar monate vornimmt , ihr gehen in der regel laengere ge¬

sellschaftliche entwlcklungsprozesse voraus , ein klares ja ist zu

allen massnahmen zu sagen , die dazu dienen , die demokratischen rechte

des einzelnen weiter auszubauen , ein ebenso klares nein aber all

jenen , die vorgeben , fuer mehr demokratie zu sein , in Wahrheit aber

das erreichen wollen , was ihnen die waehler nicht zugestanden haben,

dies wuerde die demokratie ad absurdum fuehren . suttner wandte sich

gegen versuche , die politischen Parteien zu verteufeln , er zitierte
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kelsen , der die Parteienfeindlichkeit als schlecht verhuellte demo-
kratiefeindlichkeit bezeichnet hatte , was in den letzten tagen zum
beispiel an demagogischen erguessen zu vernehmen war , wird seinen
schatten auf die urheber zurueckwerfen . suttner wandte sich gegen den
ausdruck , dass der parteiobmann der oevp beziehungsweise seine partei
» » erpresst » * worden se ^ . dieser Sprachgebrauch fuer einen demokra¬
tischen willensbitdungsprozess traegt dazu bei , die politische dis-
kussion in misskredit zu bringen und ist der demokratie nicht nuetz-
lich . es ist auch nicht gut , wenn einer politischen partei , die in
ihrer geschichte noch nie antass gegeben hat , an ihrer demokratischen
haltung zu zweifeln , vorgeworfen wird , es bedeute diktatur , wenn sie
ihre ziele erreicht habe.

die Sozialdemokraten betrachten die soziale demokratie als einen
staendigen prozess * in diesem sinne ist auch der heute vorliegende
gesetzesantrag zu verstehen : ausbau der parlamentarischen einrichtun-

gen und der einrichtungen der direkten demokratie , mitwirkung der
buerger bei der gestaltung ihres unmittelbaren tebensbereiches , auf-
wertung der dezentralen bezirksorgane , ausgestaltung der kontroll-
einrichtungen sowie massnahmen , um die Verwaltung effizienter ge¬
stalten zu koennen . dies sind massnahmen , die der buergermeister im

arbeitsprogramm des gemeinderates angekuendigt hat , und die , wie
alle anderen in diesem Programm angekuendigten massnahmen , in dieser
arbeitsperiode ihre erfuellung finden.

zum ausbau der parlamentarischen einrichtungen gehoeren vor
allem die fragestunde , das initiativrecht , die verkuerzung der be-
antwortungsfrist bei anfragen und die Verankerung der klubs in der
Verfassung , all das sichert der minderheit noch mehr kontrollrechte
als bisher , der masstab fuer die kontrollmoeglichkeiten ist so an¬
zulegen , dass die kontrolle nicht laehmend fuer die arbeit wird und
sich damit gegen die Interessen der menschen richtet , aehnliches
gilt auch fuer die moeglichkeiten der direkten demokratie . Volksab¬
stimmung und Volksbefragung duerfen nicht zum abschieben von Verant¬
wortung missbraucht werden , sie duerfen auch nicht zu ermuedungser-
scheinungen der buerger fuehren , weil sonst eine aktive minderheit
einer grossen schweigenden mehrheit allzuleicht ihren willen auf¬
zwingen koennte.

kein bundesland kennt die einrichtung der demokratischen be-
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zirksvertretung in dem sinne wie Wien sie seit Jahrzehnten besitzt,

mit der novellierung der Verfassung wird eine aufwertung der bezirks-

vertretungen vorgenommen , die zahl der bezirksraete wird entsprechend

der groesse eines bezirks erhoeht , dem bezirksvorsteher wird ein

zweiter Stellvertreter zur seite gestellt , eine reihe von aufgaben

soll an die bezirksvertretungen delegiert werden , die novelle der

wiener stadtverfassung bedeutet auch einen schritt zur verwirklichung

eines der programmziele der sozialistischen partei , einen weiteren

schritt zur sozialen demokratie . die Wienerinnen und wiener sollen

nicht nur stille teilhaber an den vorgaengen in ihrer stadt sein und

nur als waehler auftreten , sondern auch zwischen den wählen mit

konstruktiver kritik , mit anregungen und vorschlaegen an den vor¬

gaengen in dieser stadt teilnehmen.

damit war die generaldebatte beendet , der antrag auf eingang

in die Spezialdebatte wurde einstimmig angenommen , ( ger ) ( forts . )

1344

wiener Landtag ( 4 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

10 wien , 17 . 3 . ( rk ) obwohl man im grundsatz einigung erzielte,

werden die freiheitlichen weiterhin halbherzige loesungen aufzeigen,

erklaerte labg . dkfm . b a u e r ( fpoe ) . er stellte folgende ab-

aenderungsantraege:
1 . die abhaltung einer volksbefragung in einem teilgebiet der stadt

sollte bereits von mehr als 5 Prozent der wahlberechtigten er¬

zwungen werden koennen . die Verfassungsreform sieht dagegen vor,

dass der wiener gemeinderat die Volksbefragung mit mehrheit be-

schliessen muesse.
2 . fuer die bindende annahme des ergebnisses einer Volksabstimmung

sollte nicht die mindestbeteiligung der haelfte der wahlberech¬

tigten Voraussetzung sein , sondern es muesste ein drittel ge¬

nuegen.
3 . das notverordnungsrecht des buergermeisters sollte eingeschraenkt

werden , der buergermeister duerfte nach ansicht der fpoe nur mit

Zustimmung des kontrollausschusses des gemeinderates verfuegungen

treffen.
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4 * das recht des buergermeisters , beschluesse des gemeinderates zu

sistieren , sollte ersatzlos gestrichen werden.

5 . der bezirksvorsteher sollte durch die bezirksvertretung gewaehlt

werden,
da ein antrag im wiener landtag nur dann behandelt wird , wenn

ihn zumindest sieben abgeordnete unterstuetzen und die fpoe nur mit

drei abgeordneten vertreten ist , wurde im anschluss an die red © des

abg . bauer ueber die behandlung der antraege abgestimmt , dabei

fanden nur die antraege 1 , 2 und 4 eine ausreichende unterstuetzung.

( sei ) ( forts . )

1348

wiener landtag ( 5 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

11 wien , 17 . 3 . ( rk) da die bestimmungen ueber unlauteren Wett¬

bewerb in der politik nicht anwendbar sind , koennen die alten Ideen

der oevp , wie mehr rechte fuer die buerger , nun von der spoe

plakatiert werden , kritisierte gr . dr . h a b l ( oevp ) . fruehere

antraege der Opposition auf Volksbegehren und einfuehrung der frage-

stunde seien von der spoe mit dem hinweis abgelehnt worden , dass dies

mit dem verfassungsrecht nicht in einklang zu bringen sei . die oevp

habe die maengel der novelle zur wiener stadtverfassung erkannt,

sie aber aus zeitdruck nicht mehr tiefgreifend aendern koennen.

gr . habl stellte folgende abaenderungsantraege : eine Volks¬

befragung soll auch dann durchgefuehrt werden , wenn mindestens

25 gemeinderatsmitglieder oder 10 . 000 wahlberechtigte gerne! n der at s-

mitglieder dies verlangen , weiter sott eine Volksbefragung auch dann

durchzufuehren sein , wenn sie von mindestens fuenf prozent der im

betreffenden bezirk wahlberechtigten gemeindemitlgieder verlangt

wird , dieselben zahlen und prozentsaetze sollen auch fuer eine Volks¬

abstimmung gelten , ein Volksbegehren sei dann von der landesregierung

zu beantragen , wenn mindestens 10 . 000 Unterschriften vorhanden sind,

zwei weitere abaenderungsantraege beinhalten textliche klarStellungen.

die demokratisierungsbestrebungen muessten so formuliert wer¬

den , dass die bevoelkerung nicht das gefuehl habe , dass ihre mit-

Wirkung unerwuenscht sei , schloss dr . habl . ( ba ) ( forts . )

1404
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kommunal :
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Landtag ( 6 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

12 wien , 17 . 3 . ( rk) die heutige gesetzesvorlage ist von grosser

bedeutung fuer das leben in dieser Stadt , stellte labg.
edlinger ( spoe ) fest . 1973 hatte die spoe ein anbeitsprogramm
ueber die demokratisierung im kommunalen bereich vorgelegt , das durch
die erklaerung des buergermeisters nach den wählen zur arbeitsricht-
Linie fuer die Stadtverwaltung wurde , die heutige Vorlage bedeute
die verwirklichung dieser demokratisierungsbemuehungen . zur kritik
der oevp meinte edlinger , es gebe eben keine Verfassungsreform , durch
die man staerker werde , als die waehler es wollen.

die Sozialisten treten ueberall fuer die einrichtungen der di¬
rekten demokratie als ergaenzung zur repraesentativen demokratie ein.
die Verhandlungen ueber die verfassungsaenderung haben sehr lange ge¬
dauert . die spoe war sehr bemueht , einen konsens zu erreichen , die
mechanismen der direkten demokratie sollen in gang gesetzt werden,
wenn es von einer qualifizierten minderheit verlangt wird , die be-
hauptung , dass die Ingangsetzung dieser mechanismen in wien er¬
schwert werde , ist falsch . Wien braucht weder mit anderen gemeinde-
ordnungen noch mit anderen Landesverfassungen einen vergleich zu
scheuen , fast ueberall sind die barrieren fuer die einrichtungen
der direkten demokratie hoeher . es ist notwendig , diese einrichtun¬
gen so zu gestalten , dass sie nuetzliche ergaenzungen sind , es darf
aber auch nicht z u leicht sein , diese mechanismen in gang zu
setzen , damit sie nicht zu einem Instrument fuer kleine , oft privi¬
legierte , gruppen werden , um deren Interessen gegen eine grosse
schweigende mehrheit durchzusetzen , ein wirkliches , starkes Interesse
der buerger ist notwendig.

die verfassungsaenderung bringt den buergem wesentlich mehr
rechte und auch den mandataren ein mehr an aufgaben . die demokratie
ist kein statischer zustande sondern ein staendig anzustrebendes
ziel , die permanente mitwirkung und mitentscheidung der manschen
entspricht der den Sozialisten vorschwebenden demokratie . eine ver-
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staerkte demokratische Teilnahme der buerger erfordert auch eine

verstaerkte information . die demokratie braucht den kritisch denken¬

den und informierten buerger . die demokratisierung ist die einzige

moeglichkeit zur ueberwindung der Vereinsamung und entfremdung des

manschen in der industriegeseUschaft . die von den Sozialisten an¬

gestrebte soziale demokratie ist eine auf der emanzipation der men-

schen beruhende gesellschaftsordnung , die in allen bereichen durch

ein mehr an mitsprache gekennzeichnet ist . ( ger ) ( forts . )

14C7

wiener Landtag ( 7 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

13 Wien , 17 . 3 . ( rk ) als entaeuschend bezeichnete die bezirksvor-

steherin des 4 . bezirkes herta h a i d e r ( oevp ) die vorliegende

verfassungs - novelle bezueglich ihrer auswirkungen auf die bezirke,

konkret werden bezirke mit mehr als 50 . 000 einwohnem mehr bezirks-

raete erhalten , die klubs werden auf bezirksebene gesetzlich ver¬

ankert und ebenso das klubobmaennergespraech . das ist lobenswert,

als demokratische einrichtung anzusehen , eine echte aufwertung der

bezirksvertretungen ist aber zweifelhaft , vergeblich sucht man in

der Vorlage eine erweiterung der agenden der Vorsteher und bezirks—

Vertretungen . das soll erst spaeter durch eine neue gemeinderats-

wahlordnung festgelegt werden , die bezirksvertretungen bleiben

Vollzugsorgane des buergermeisters fuer angelegenheiten , die ihr

zugewiesen werden , den bezirksorganen wird weder Parteienstellung,

noch sachverstaendigkeit zuerkannt , nicht einmal bei einer ge-

brauchserlaubnis fuer den Standort eines wuerstelstands . es bleibt

die gutachter - stellung . gutachten werden jedoch oft vom tisch ge¬

fegt . als vorletztes bundesland - es fehlt nur noch das burgenland -

fuehrt wien nun die Volksbefragung und die Volksabstimmung ein . be¬

dauerlich ist , dass das nur ueber antrag von 60 . 000 buergern be¬

ziehungsweise auf beschluss des gemeinderates moeglich ist . kleinere

bezirke haben damit keine Chance , bezirkseigene Probleme zur spräche

zu bringen , muss sich die spoe unbedingt an das fangnetz der 60 . 000

klammem?
wien hat die Chance , seine Verfassung zukunftweisend zu er¬

neuern . zur aufwertung der bezirk svertretungen werden jetzt aber nur

sehr kleine schritte getan . ( smo ) ( forts . )
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Landtag ( 8 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

14 wien , 17 . 3 . ( rk ) die Verfassungsreform bringt eine wesentliche

aufwertung der bezirke , erklaerte Labg . Landsmann ( spoe ) .

die bezirke koennen in einer reihe von fragen eigenstaendig taetig

werden , sie muessen bei verschiedenen Problemen angehoert oder infor¬

miert werden , die redner der Opposition uebersehen diese reformbe-

stlmmungen . so werden den bezirksvorstehern zum beispiel die ueber-

wachung des zustandes der oeffentLichen verkehrstLaechen , die ueber-

wachung der einrichtungen zur regelung und Leitung des Verkehrs sowie

die errichtung von kinderspieLpLaetzen auf staedtischem grund ueber-

tragen . die bezirksvertretungen koennen in Zukunft beispieLswelse

bezirksentwickLungskonzepte ausarbeiten , es waere wuenschenswert,

wenn sich andere bundesLaender , zum beispieL niederoesterreich , so

weitgehenden aenderungen anschLiessen wuerden . ( sei)

bezirksvorsteher v e L e t a ( spoe ) steLLte fest , dass mit¬

bestimmungsrechte fuer die bezirksvorstehung nicht erst seit der

noveLLe zur stadtverfassung von der spoe verwirkLicht werden , im

baumschutzgesetz und in der noveLLe der bauordnung sind bereits

wesentLiche mitspracherechte verankert , auf initiative des buerger-

meisters sei ausserdem die budgetpost fuer die mitteL der bezirks-

vorstehungen fuer sofortmassnahmen um das zehnfache erhoeht worden.

die beantwortung von beschwerden und anfragen der bevoeLkerung

sei fuer die bezirksvorsteher eine seLbstverstandLiche verpfLiehtung

gewesen , die gesetzLiche Verankerung sichert jedoch jedem buerger

das recht, dass die behandLung seiner anfragen vorgenommen

wird.
die vorLiegende noveLLe kommt einerseits einem wünsch der be¬

voeLkerung auf mitbestimmung nach , andererseits unterstreicht sie

den einsatz der bezirksvertretung und die arbeit der bezirksraete,

die in den Letzten jahren immer mehr geworden ist . ( ba ) ( forts . )

1435
/
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Landtag ( 9 ) :
debatte Stadtverfassung ( forts)

15 wien , 17 . 3 . ( rk ) die fpoe hat der einfuehrung des sicher-
heitskontrolLamtes zugestimmt , erklaerte abg . k r e n n ( fpoe ) .
sie sei immer fuer eine staerkung und fuer die unabhaengigkeit des
kontrollamtes eingetreten , krenn stellte den abaende-
rungsantrag, das kontrollamt unmittelbar dem gemeinderat
zu unterstellen , eine oeffentliche ausschreibung des postens des
kontrollamtsdirektors waere befruchtend , das vorschlagsrecht des
buergermeisters waere dadurch nicht beruehrt.

die einrichtung eines kontrollausschusses wurde von der fpoe
urgiert und begruesst . der Vorsitzende sollte alternierend jeweils
auf ein jahr gewaehlt werden , das vorschlagsrecht sollten die
minderheitsparteien haben , die entsprechenden abaenderungsantraege
der oevp finden die unterstuetzung der fpoe.

es sei unnoetig und ungerecht fertigt , dass das recht von ge-
meinderaeten , an Sitzungen von ausschuessen teilzunehmen , denen

sie nicht angehoeren , aufgehoben wird , wenn die Sitzung vertraulich

ist . krenn brachte einen entsprechenden abaenderungs-
a n t r a g ein.

gegen den paragraph 88/1 e erhob krenn bedenken , dadurch be¬

stehe die moeglichkeit , dass grundstuecke ohne das wissen des ge-

meinderates zu billig verkauft werden , krenn brachte - den a b -

aenderungsantrag ein , die preisgrenze bei erwerb

beziehungsweise veraeusserung von unbeweglichem vermoegen , ab der

die bewilligung dem gemeinderat Vorbehalten bleibt , zu senken.

ferner brachte krenn einen abaenderungsantrag

zur entsendung von Vertretern Wiens in den bundesrat ein.

die abaenderungsantraege der fpoe fanden mit ausnahme des an~

träges *
dass gemeinderatsmitglieder auch an vertraulichen Sitzungen

von ausschuessen , denen sie nicht angehoeren , teilnehmen duerfen

( der auch von der oevp unterstuetzt wurde ) keine genuegende unter¬

stuetzung . ( ger ) ( forts . )
1508 1
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kommunal :

Landtag ( 10 ) :
debatte stadtverfassung ( forts)

16 Wien , 17 . 3 . ( rk ) labg . dkfm . dr . w o e b e r ( oevp ) meinte,

dass auf grund der ankuendigungen fuer die verfassungsaenderung ein

mutiger schritt zu erwarten gewesen sei . tatsaechlich wurde ein

schritt nach vorne gemacht und ein halber schritt wieder zurueck.

das betrifft zum beispiel den kontrollausschuss , in dem keine

ausreichen den minderheitenrechte verankert sind , es bleiben ueber-

dies die Weisungsgebundenheit und nichtunabhaengigkeit des

kontrollamtes erhalten , in der geschaeftsordnung der holding ist

verankert , dass ein mitglied des aufsichtsrates das recht hat,

einen bericht zu verlangen und ihn auch erhalten muss , eine analoge

regelung fuer die gemeinderatsausschuesse wird jedoch verwehrt,

es ist das ziel der oevp , dass dem kontrollausschuss alle kontroll-

amts - berichte zugehen , und dass alle mitglieder die moeglichkeit

der einsichtnahme in alle unterlagen erhalten , ein viertel der mit¬

glieder des kontrollausschusses muessen das recht haben , eine prue-

fung durch das kontrollamt zu veranlassen.

der abgeordnete beschaeftigte sich schliesslich mit der vor¬

gesehenen aenderung der wertgrenzen , die zuletzt 1965 festgelegt

wurden , waehrend seither eine aenderung des Verbraucherpreisindexes

auf das zweifache angenommen werden kann , werden die wertgrenzen

bis auf das vierzigfache hinaufgesetzt , gleichzeitig tritt eine art

automatik der wertgrenzen in kraft.

das wird bedeuten , dass etwa in den gemeinderatsausschuessen

fuer bauten oder staedtische dienstleistungen in hinkunft nur mehr

die haelfte der bisherigen akten vorgelegt werden muss.

wo ein wille ist , ist auch ein weg , meinte der redner . die oevp

hat den weg zur unabhaengigkeit und Weisungsfreiheit des kontroll-

arntes aufgezeigt , abschliessend deponierte der abgeordnete den

wünsch , dass ein gesamttext der Verfassung moeglichst rasch aufge¬

legt wird.
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dr . woeber brachte vier antraege der oevp ein . drei,

betreffend herstellung der unabhaengigkeit und weisungsungebunden-

heit des kontroUamtes und der festlegung von minderheitenrechten im

kontrollausschuss , der vierte antrag betrifft die wertgrenzenfest-

legung und verlangt anstelle der automatisierung eine zeitweise an-

hebung . die antraege wurden in die Verhandlung einbezogen , ( smo)

( forts . )

1514

landtag ( 11 ) :
debatte stadtverfassung ( Schluss)

17 wien , 17 . 3 . ( rk ) die spoe ergriff viele initiativen zum aus-

bau der kontrolleinrichtungen , erklaerte labg . braun ( spoe ) .

die oevp liess dabei ein mindestmass an Zusammenarbeit vermissen,

ihr ist die skandalisierung lieber , und oevp - politiker fuehren noch

immer einen kampf gegen wien . so hat bundesparteiobmann taus im Sep¬

tember 1976 erklaert , wien haette die undemokratischste Verfassung

in Oesterreich , die oevp koennte in den von ihr dominierten bundes-

laendern ihr demokratieverstaendnis beweisen , indem sie den bezirken

demokratische rechte zubillige . fuer niederoesterreich hat dies

Landeshauptmann maurer kuerzlich abgelehnt , in wien dagegen bekommen

die bezirke und die dort wohnenden menschen mehr rechte , ( sei)

auf die eingehende , vorangegangene diskussion zur novelle der

wiener stadtverfassung im gemeinderatsausschuss fuer inneres und

buergerservice wies stadtrat schieder in seinem schluss-

wert hin . viele vorschlaege , die bereits im ausschuss als unzweck-

maessig abgelehnt wurden , seien nun in den abaenderungsantraegen in

einer anderen form wieder gebracht worden , einige abaenderungsan-

traege wuerden ein monatelanges aufschieben von beschluessen zur

folge haben , als beispiel fuehrte stadtrat schieder den oevp - ab-

aenderungsantrag zum paragraph 112 e abs . 1 an . wenn beispielsweise

hunderttausende menschen eine angelegenheit erledigt haben wollen,
60 . 000 menschen diese aber verhindern wollen , so duerfe der gemeinde¬

rat im Interesse der ueberwiegenden mehrheit trotzdem keinen be¬

schloss fassen , da er zuerst eine Volksbefragung durchfuehren muesse.

weiter seien von der Opposition auch antraege gestellt worden , die
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mit der novellierung zur stadtverfassung nichts zu tun haben , stadt¬

rat schieder empfahl daher die ablehnung der abaenderungs - und zu-

satzantraege.

verfassungsnovelLe beschlossen

abstimmung: jene teile der novelle , zu denen es keine

zusatz - oder abaenderungsantraege gab , wurden einstimmig angenommen,

die abaenderungs - und zusatzantraege der oevp und der fpoe wurden

mit den stimmen der spoe abgelehnt , ein beschlussantrag der oevp,

betreffend die wertgrenzen wurde dem gemeinderatsausschuss fuer

inneres und buergerservice zugewiesen , ( ba ) ( forts . )

1627

Landtag ( 12 ) :
vo Ik sanwaItschaft

18 Wien , 17 . 3 . ( rk ) ueber das landesverfassungsgesetz betreffend

die zustaendigkeit der Volksanwaltschaft fuer den bereich der wiener

landesverwaltung berichtete stadtrat schieder ( spoe ) .

durch bundesgesetz wurde mit Wirksamkeit vom 1 . juli 1977 als

eine weitere rechtsschutzeinrichtung der oesterreichischen verfas-

sungsordnung die Volksanwaltschaft eingerichtet , die besonders dem

buerger dort helfen soll , wo das traditionelle rechtsschutzsystem

zur Währung berechtigter Interessen nicht ausreicht , die zustaen g-

keit der Volksanwaltschaft erstreckt sich auf die bundesverwaltung.

bezueglieh der landesverwaltung sieht das gesetz vor , dass die laen-

der die Volksanwaltschaft durch landesverfassungsgesetz auch fuer den

bereich der landesverwaltung fuer zustaendig erklaeren koennen . die

laender koennen auch eigene einrichtungen mit gleichartigen aufgaben

wie die Volksanwaltschaft schaffen , von den beiden moeglichkeiten

wird der ersten der vorzug gegeben , um eine doppelglelsigkeit zu

vermelden , der vorliegende gesetzentwurf erklaert daher die volks-

anwaltschaft auch fuer den bereich der wiener landesverwaltung zu¬

staendig . diese regelung erstreckt sich auf jede vollzugstaetlgkeit

( auch die der gemeinde ) , die kompetenzmaesslg landessache ist . schon

seit 1977 gibt es eine Weisung des buergermeisters , dass in den wlen

betreffenden angelegenhelten mit der Volksanwaltschaft zusammenzu-
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arbeiten sei , schon jetzt herrscht daher zwischen Wien und der

Volksanwaltschaft ein gutes einvernehmen , schieden gab seiner freude

darueber ausdruck , dass fuer die wiener eine weitere einrichtung ge¬

schaffen wird , die zur verfuegung steht , wenn das traditionell

rechtsschutzsystem zur wahrung ihrer Interessen nicht ausreicht#

( ger)

labg , dr . hirnschall ( fpoe ) erklaerte , seine fraktion

war von vornherein der meinung , dass es besser fuer den buerger ist,

keine eigene Volksanwaltschaft fuer Wien zu installieren , weil es

fuer den betroffenen schwer waere , zwischen bundes - , Landes - und ge-

meindezustaendigkeit zu unterscheiden , die fpoe glaubt , dass mit dem

vorliegenden Vorschlag eine praktikable loesung gefunden wurde,

wuenschenswert waere jedoch , wenn die Vertreter der Volksanwaltschaft

ueber ihre taetigkeit dem Landtag bericht erstatten koennten . er

brachte daher den a n t r a g ein , in der neuen geschaeftsordnung
fuer den Landtag eine solche moeglichkeit vorzusehen.

der antrag erhielt die noetige unterstuetzung und wird daher in

der beratung behandelt , ( smo ) ( forts . )
1632

Landtag ( 13 ) :
Volksanwaltschaft ( forts)

19 Wien , 17 . 3 . ( rk ) die ausdehnung der volksanwaltschaft auf das

bundesland Wien ist ein rechtspolitisch richtiger weg , erklaerte

labg . k o e c h l ( oevp ) . allerdings muesste geklaert werden , dass

bedienstete der stadt Wien bei ihrer arbeit fuer die volksanwalt-

schaft nicht der diensthoheit des magistrates , sondern der des je¬

weiligen Vorsitzenden der volksanwaltschaft unterworfen sind , ausser - :

dem muesste jaehrlich dem wiener Landtag ein bericht gegeben werden.

auch labg . lustig ( spoe ) wertete es als aeusserst posi¬

tiv , dass man sich einer bestehenden einrichtung bedient , den buer-

gem der bundeshauptstadt standen schon bisher beschwerdestellen wie

die Stadtinformation , der spitalsombudsmann sowie andere serviceein-

richtungen , wie der soziale notruf,zur verfuegung . die ausdehnung der|
Volksanwaltschaft auf wien ist somit eine aeusserst positive er-

gaenzung zu den bestehenden einrichtungen , ( sei)
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die einrichtung einer voIksanwaltschaft fuer den bereich der

wiener lande sverwattung biete allen Wienerinnen und wienern eine echte
hilfe bei der bewaeltigung verschiedener Probleme , dem volksanwalt

wuenschen alle drei Parteien einerseits viel arbeit , was heisse,

dass viele manschen diese einrichtung in anspruch nehmen , anderer¬

seits wenig arbeit , was bedeutet , dass wenig manschen Ursachen fuer

beschwerden haben , dies stellte stadtrat schieder in seinem

Schlusswort fest.

abstimmung : in erster und zweiter lesung einstimmig
beschlossen , ein beschlussantrag der fpoe betreffend die berichter-

stattung des Volksanwaltes wurde dem ausschuss fuer inneres und

buergerservice zugewiesen , ( ba ) ( forts . )

1638

landtag ( 14 ) :
gerneindewahlordnung

20 Wien , 17 . 3 . ( rk ) ueber die novelle zur wiener gemeindewahl-

ordnung berichtete stadtrat schieder ( spoe ) . in der Sitzung

des wiener Landtages vom 30 . jaenner 1978 wurde ein antrag der spoe

zur aenderung der wiener gemeindewahlordnung eingebracht , am 14.

februar 1978 wurde der entwurf vorgelegt , die vorgesehenen aenderun-

gen verwirk liehen die in dem antrag formulierten forderungen.

die Schwerpunkte:
1 ) fuer die wähl des wiener gemeinderates wird das gemeindegebiet

in 18 Wahlkreise geteilt , der Wahlkreis Zentrum besteht aus den be¬

zirken 1 , 4 , 5 und 6 , der Wahlkreis innen - west aus den bezirken 7,

8 und 9 . die uebrigen bezirke bilden jeweils einen Wahlkreis.

2 ) die bezirksvertretungen werden nach der bestehenden bezirksein-

teilung gewaehlt . erstmals werden jedoch nicht mehr je bezirksver-

tretung 30 mandate vergeben , sondern jeweils die sich aus der novelle

zur stadtverfassung ergebende anzahl ( zwischen 30 und 50 ) .

3) die durchfuehrung der fuer die Wahlkreise Zentrum und innen - west

zu besorgenden aufgaben der entgegennahme , pruefung und veroeffent-

lichung der kreiswahIvorschLaege und die durchfuehrung des ersten

ermittlungsverfahrens fuer den gemeinderat wird besonders genannten

♦ / »



17 . maerz 1978 * * rathaus - korrespondenz * * blatt 644

bezirkswahLbehoerden zugeordnet.
4 ) die zahl der beisitzer fuer die sprengelwahlbehoerden und be¬
zirkswah lbehoerden wird mit drei beziehungsweise neun festgelegt.
5 ) die erstinstanzlichen aufgaben im einspruchs - und berufungsver¬
fahren obliegen den bezirkswahlbehoerden.
6 ) die unterstuetzung von kreis - und bezirkswahIvorschlaegen von bis

her im gemeinderat beziehungsweise nationalrat nicht vertretenen

Parteien muss in form einer separaten unterstuetzungserklaerung er¬

folgen , wie dies auch fuer den bereich der nationalrats - wahlordnung

vorgesehen ist.
7 ) die wahIkartenwaehler erhalten mit der wahlkarte auch die amt¬

lichen Stimmzettel.

8 ) die anfechtungsmoeglichkeiten werden ergaenzt.
9 ) die informationsmoeglichkeiten durch elektronische datenverarbei-

tung sollen den Parteien in der wahlwerbung offenstehen , missbraeuch
liehe Verwendung soll jedoch strafbar sein,

der entwurf sieht bestimmte ergaenzungen im rahmen bewaehrter

einrichtungen der nationalratswahlordnung vor , erklaerte schieder.
der entwurf wurde im ausschuss fuer inneres und buergerservice
beraten , ein antrag der spoe auf herabsetzung des passiven wahl-
alters auf 19 jahre wurde in den vorliegenden entwurf eingearbeitet,
der vorliegende entwurf traegt dazu bei , dass die kommenden wählen
unter fairen bedingungen durchgefuehrt werden , zufaelligkeiten und
Sonderrechte sollen im Wahlrecht nicht gefoerdert werden , ( ger)
( forts . )
1702

landtag ( 15 ) :
gemeindewahlordnung ( forts)

21 wien , 17 . 3 . ( rk ) labg. dr . hirnschalt ( fpoe ) er¬

klaerte , dass die nunmehr vorliegende aenderung der Wahlordnung nicht

den ankuendigungen fuer ein faires Wahlsystem entspricht , die fpoe
will nichts geschenkt , will aber fuer ihren Stimmenanteil den ent¬

sprechenden mandatsanteil . das heutige System garantiert keine ge-
rechtigkeit : bei einem anteil von 7,7 Prozent waehterstimmen hat die

fpoe nur 3 Prozent der mandate erhalten , trotz eines Stimmengewinns
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von einem halben prozent minderte sich ihr mandatsanteil um ein

mandat . ein faires Wahlsystem Hesse sich auf verschiedene weise er¬

reichen , durch ein oberoesterreichisches , durch ein deutsches oder

durch ein Weimarer System , die fpoe hat eine einfache loesung vorge¬

schlagen und wird sie durch einen a n t r a g wiederholen , der den

Paragraph 80/absatz 1 um drei worte aendert : die wahlzahl wird ge¬

funden , indem die gesamt zahl der abgegebenen stimmen durch die anzahl

der mandate geteilt wird , dem Vorschlag , sieben kleinere bezirke zu

zwei Wahlkreise zusammenzulegen , stimme die fpoe zu . die Senkung des

passiven wahlalters auf 19 jahre betrachtet sie eher als Lizitation

der spoe gegenueber der oevp . sie hat nichts gegen diesen punkt , jede

Partei muss selbst wissen , wen sie in die gewaehlten koerperschaften

entsendet , man kann gespannt sein , ob jene Parteien , die sich auf

diesem gebiet unterboten haben , dies als ernstes anliegen ansehen

oder nur als billigen gag betrachten.
in zwei weiteren abaenderungsantraegen

verlangte himschalt , dass die mandate im stadtsenat und in den aus-

schuessen im verhaeltnis zu den abgegebenen stimmen aufgeteilt wer¬

den sowie eine aenderung des wahlganges fuer die bezirksvorsteher

und seine Stellvertreter.
die drei antraege erhielten nicht die noetige unterstuetzung.

( smo ) ( forts . )
1728

Landtag ( 16 ) :
gemeindewahlordnung ( forts)

22 wien , 17 . 3 . ( rk ) die oevp tritt nach wie vor fuer ein zeit¬

gerechtes Wahlrecht fuer die wiener buerger ein und stimme dieser

minimalreform nur zu , um einer moeglichen anfechtung der Oktober¬

wahl vorzubeugen , erklaerte labg . dkfm « dr . maria schau-

m a y e r ( oevp ) . die oevp ist fuer die einfuehrung eines perscen-

lichkeitswahIrechtes , um einer weiteren entfernung zwischen buesger

und Verwaltung zu begegnen , sie haelt die einfuehrung einer briet-

wahl im Interesse der behinderten und kranken fuer unerlaesslich^

und sie tritt fuer die herabsetzung des aktiven Wahlrechtes auf 18

jahre ein . schaumayer stellte folgende abaenderungsantraege:

1 ) die Wahlkreise sind von derzeit 23 auf 20 zu verringern , die
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bezirke 1 und 8 , 4 und 5 sowie 6 und 7 sollten jeweils zu einem
Wahlkreis zusammengezogen werden.

2 ) dieser antrag regelt in anlehnung an den ersten antrag die zu-
staendigkeit der bezirkswahlbehoerden.

3 ) der Wahltag is .t vom stadtsenat im einvernehmen mit dem zustaendi-

gen gemeinderatsausschuss festzusetzen.
4 ) die wähl der mitglieder des gemeinderates und der bezirksver-

tretungen wird vom stadtsenat durch Verlautbarung im amtsblatt
der stadt Wien ausgeschrieben.

5 ) das aktive wahlalter ist auf 18 jahre herabzusetzen.
6 ) die briefwahl ist einzufuehren.

von einem antrag auf die einfuehrung eines persoenlichkeitswahl-
rechtes wurde , so schaumayer , bewusst abstand genommen , da ein sol¬
cher antrag zuletzt im September 1977 eingebracht wurde und eine
verfassungsrechtliche pruefung durch den buergermeister versprochen
wurde , natuerlich haelt die oevp an dieser Zielsetzung weiterhin
fest , ( sei)

die wichtigsten punkte der novelle zur wiener gemelndewahl-
ordnung wurden vom labg . vejtisek ( spoe ) nochmals ausfuehr-
lich erlaeutert . da die spoe die meinung vertritt , dass persoen-
licher einsatz und das vertrauen , das in einen kandidaten gesetzt
wird , schwerer wiegt als jedes alterslimit , wurde das passive wahl-
recht auf 19 jahre herabgesetzt , die von der oevp so vehement ge¬
forderte einfuehrung der briefwahl steht im gegensatz zu den ver¬
fassungsrecht liehen grundsaetzen des persoenlichen und geheimen Wahl¬
rechts . bei der briefwahl gebe es keine kontrolle , wer den brief ent¬
gegennimmt , verschliesst und aufgibt.

die novelle zur wiener gemeindewahlordnung sei ein modernes
gesetzeswerk , das sich der entwicklung der oesterreichischen bundes-
gesetze anpasse , ( ba ) ( forts . )
1733
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landtag ( 17 ) :

gemeindewahlordnung ( schluss)

23 Wien , 17 . 3 . ( rk ) stadtrat schieder ( spoe ) wandte

sich in seinem Schlusswort gegen die behauptung , dass nichts fuer

die buerger geschehen sei . der heutige tag mit den drei gesetzes-

Vorlagen , die den menschen so viele neue moeglichkeiten eroeffnen,
sei ein klarer gegenbeweis . es sei nicht abzustreiten , dass mit der

aenderung der gemeindewahlordnung auch die gefahr einer anfechtung

abgewendet werden soll , sei es denn schlecht , etwas rechtzeitig zu

aendem , um den menschen einen eventuellen zweiten wahlgang und damit

kosten und muehen zu ersparen?
waere bei den letzten wählen nach der neuen Wahlordnung ge-

waehlt worden , haette das ergebnis nicht 66 spoe , 31 oevp , 3 fpoe,
sondern 65 spoe , 30 oevp , 5 fpoe gelautet , das bedeutet , dass die

mehrheitspartei freiwillig auf mandate verzichtet hat.
im Zusammenhang mit der frage des wahlatters stellte schieder

die frage , ob es wirklich notwendig sei , dass zwischen dem erreichen
des aktiven und des passiven Wahlrechts ein jahr liegen muesse . das

gleichzeitige erreichen von aktivem und passivem Wahlrecht sei eine
alte forderung der Jugendorganisationen , ist es wirklich so viel

einfacher , zu delegieren als delegiert zu werden , fragte schieder.

zur briefwahl stellte schieder die frage , ob es - abgesehen von

rechtlichen argumenten - wirklich so weise waere , wenn die briefwahl
zuerst von einem land und nicht vom bund eingefuehrt wuerde . schieder
warf die frage auf , ob es wirklich so sozial waere , eine wahlabson-

derung zu betreiben , alten menschen zu sagen ” bleibt zuhause ” ,
er habe selbst erlebt , dass es fuer viele alte menschen eine freude

sei , unmittelbar und persoenlich am Wahlakt teiIzunehmen . man koenne

erhebungen durchfuehren , man koenne aerzte und paedagogen ueber

diese Problematik befragen , aber nicht einfach behaupten , keine

briefwahl sei unsozial.
abstimmung : saemtliche abaenderungs - beziehungsweise

zusatzantraege der oevp wurden mit den stimmen der spoe und der fpoe

abgelehnt . in erster Lesung wurde das gesetz mit ausnahme der Para¬

graphen , zu denen abaenderungsantraege eingebracht worden waren , ein¬

stimmig , die uebrigen Paragraphen wurden mit den stimmen der spoe
und fpoe angenommen , in zweiter lesung wurde das gesetz einstimmig

angenommen, ( ger ) ( schluss)
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lokal:

ausstellung im kulturamt:
» » spanische Kinder sehen Wien und Oesterreich » ’

8 wien , 17 . 3 . ( rk ) im ausstellungsraum des kulturamtes der stadt
wien am friedrich schmidt - platz konnte vizebuergermeisterin gertrude
froeh lich - sandner freitag 22 spanische kinder be-

gruessen , die als Sieger aus dem malwettbewerb » » spanische kinder
sehen wien und Oesterreich » * hervorgegangen sind , dieser Wettbewerb
war im anschluss an die wien - praesentation in barcelona vor einigen
monaten an katalanischen schulen durchgefuehrt worden , die 22 preis-

traeger des Wettbewerbs wurden nun vom fremdenverkehrsverband fuer
wien zu einem mehrtaegigen wien - aufenthalt eingeladen , in dessen

verlauf sie die von ihnen gezeichnete stadt selbst kennenlernen sol¬
len . gleichzeitig wurde eine ausstellung ihrer Zeichnungen und mal¬

arbeiten im kulturamt im ausstellungsraum eroeffnet . diese exposi-
tion wird bei freiem eintritt von 17 . maerz bis 7 . april jeweils

montag bis freitag von 10 bis 15 . 30 uhr zu sehen sein.
mit den spanischen kindern war neben zahlreichen Vertretern

der spanischen gemeinde in wien auch der spanische botschafter

juan manuel castro - rial y canosa gekommen , ( may)
1255

sperre der rotenturmstrasse

7 wien , 17 . 3 . ( rk ) ab montag frueh , den 20 . maerz , ist die
rotenturmstrasse vom fleischmarkt bis franz josefs - kai wegen Stras¬
sen bau arbeiten fuer den verkehr gesperrt , es wird mit der emeuerung
der fahrbahn begonnen , ein neuer belag wird aufgebracht , und im sinne
der fussgaengerfreundlichen zone rotenturmstrasse werden die gehstei-
ge verbreitert , die arbeiten werden voraussichtlich bis 29 . april
dauern.

in etwa drei wochen wird auf dem fleischmarkt ( abschnitt rot-
gasse - rotenturmstrasse einschliesslich kreuzung ) mit belagsarbeiten
begonnen , waehrend der dauer dieser arbeiten ist die durchfahrt
fleischrnarkt - hoher markt nicht moeglich . ( am)
1252
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kommunal . :

wiener gemeinderat ( t)

24 wien t 17 * 3 * ( rk ) der wiener gemeinderat trat nach der land-

tagssitzung unter dem Vorsitz von buergermeister leopold g r a t z

zu seiner geschaeftsmaessigen Sitzung zusammen , es tagen eine

a n f r a g e der fpoe und sechs anfragen der oevp vor.

von der fpoe waren antraege betreffend einrichtung eines

seniorenbeirates , eines katastrophenschutzplanes nach dem strahlen-

schutzgesetz und einer moeglichen verbauung der gartenbaugruende
eingebracht worden.

10 . bauabschnitt der u - 1
fuer die arbeiten fuer den 10 . bauabschnitt der u- 1 ( lassalle-

strasse - mexikoptatz ) beantragte gr . s e v c i k { spoe ) eine ge¬
samt summe von 388,200 . 000 s ( ohne endgueltige oberftaechangestat-
tung ) . fuer 1978 wird ein teiIbetrag von 90 miltionen erforderlich
sein.

gr . schwarz ( spoe ) berichtete , dass nach der erfolg¬
reichen eroeffnung des ersten teilabschnlttes der u— bahn anfang april
die u - 4 bis schottenring und mitte 78 bis kartsptatz verkehren
wird , es soll jedoch zuegig weiter gehen « der 10 . bauabschnitt in
der lassallestrasse wird 62 . 000 quadratmeter bebaute flaeche umfas¬
sen , 20 . 000 kubikmeter beton werden erforderlich sein und 3 * 000
tonnen baustahl © österreichischer Herkunft , bis jetzt wurden fuer die
u- bahn 13 milliarden verbaut , sie entfielen zum grossteil auf die
Wirtschaft saewtlieber bundeslaender.

ab Stimmung « einstimmig angenommen ( smo)

berufsschule
die erweiterung und modemisierung des zweiten zentralberufs-

schulgebaeudes in Wien 19 » huetteldorfer Strasse 7 - 17 , beantragte
gr . g a w l i k ( spoe ) . mit kosten von 165 millionen Schilling ist
diese investition die grossste im berufsschulwesen seit dem zweiten
Weltkrieg.

gr . ho lubarz ( spoe ) erkleerte , dass derzeit in diesem
gebaeude 4 . 800 berufsschueler unterrichtet werden , fuer das jahr

* /.
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1983/84 ist zu erwarten , dass sich diese zahl auf 6 . 100 erhoeht , die

Stadtverwaltung sorgt mit dieser Investition vor.
abstimmung : einstimmig angenommen ( sei)

Subventionen

gr . holubarz ( spoe ) stellte den antrag , die secession

fuer die durchfuehrung der ausstellung * ’ simplicissimus ’ ’ mit

250 . 000 s zu subventionieren , gr . b i t t n e r ( oevp ) stellte

den abaenderungsantrag , dass die Subvention nicht aus den mittein

des kulturschillings zu erfolgen habe.
abstimmung: der antrag wurde mit den stimmen der

spoe und fpoe angenommen.
eine Subvention in der hoehe von 250 . 000 s beantragte gr.

w i n d h a b ( spoe ) fuer die * » oesterreichlsche galerie * * zur

durchfuehrung der ausstellung * ’ runge und friedrich * * . gr.
b i t t n e r stellte dazu ebenfalls den abaenderungsantrag , die

Subvention nicht aus foerderungsmitteln des kulturschillings zu

bedecken.
abstimmung: der abaenderungsantrag der oevp wurde

abgelehnt , der antrag mit den stimmen der spoe und fpoe

angenommen • ( ba ) ( forts . )

1837

gemeinderat ( 2 ) :
autobahn

25 Wien , 17 . 3 . ( rk ) gr . h a n k e ( spoe ) referierte den antrag
auf ueberschreitung des fuer die ausarbeitung des generellen Projek¬
tes fuer die suedost - autobahn im abschnitt anschlusstelLe Simmering -

landesgrenze genehmigten sachkredites um 600 . 000 s.
zu diesem antrag lag keine Wortmeldung vor . er wurde mit den

stimmen der spoe und oevp angenommen .

stadthalle
ueber den antrag , der * ’ holding * ’ , fuer zwecke der stadthalle

einen betrag von 35 millionen s jaehrlich zur verfuegung zu stellen,
berichtete gr . mayrhofer ( spoe ) .
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die stadthalle sei ein schwieriger und vielschichtiger betrieb,
erktaerte gr . hoffmann ( oevp ) . die oevp werde den antrag
aus drei gruenden ablehnen : erstens liege noch kein gesamtwirtschaft¬
liches konzept fuer die stadthalle vor , zweitens entspreche er eher
einem rentendenken als einem betriebswirtschaftliehen denken und
drittens koenne das spannen eines netzes zum erschlaffen des eigen-
willens dieses Unternehmens fuehren.

in seinem Schlusswort wies gr . mayrhofer ( spoe ) auf
die Schwierigkeit der fuehrung eines Unternehmens wie der wiener
stadthalle hin . zur stadthalle gehoeren das haus am vogelweidplatz,
das stadthallen - und das stadionbad , die donauparkhalle , das prater-
stadion und andere.

diese einrichtungen fuer die aktive und passive freizeitgestal-
tung koennen nicht ohne Verluste gefuehrt werden , deshalb werde
der antrag gestellt , diese kapitalzufuehrung an die holding durch-
zufuehren . es erfolge eine staendige kontrolle durch die holding.
in der beteiligungskommission sei laut Protokoll kein einspruch von
seiten der oevp gegen diese kapitalzufuhr erfolgt.

abstimmung: der antrag wurde mit den stimmen der
spoe angenommen, ( ger)

schulzentrum donaustadt

gr . p o e d e r ( spoe ) beantragte die Vorfinanzierung eines
schulzentrums in form eines gesamtschulversuchs mit Oberstufe einer
ahs sowie einer handelsakademie in wien - donaustadt , polgarstrasse,
von 150 millionen Schilling , die Vorfinanzierung soll auf dem kredit - |
wege erfolgen.

gr . prof . b i t t n e r ( oevp ) betonte die notwendigkeit eines!

neuen schulzentrums fuer donaustadt , weit fuer das kommende Schuljahr |
bereits 243 schueler erster ahs - klassen in andere bezirke ausweichen

muessen . er wandte sich jedoch gegen die umfunktionierung des bedarfs
einer 8 - klassigen - ahs in eine integrierte gesamtschute . eine solche

schutform soll in donaustadt nicht verwirklicht werden ^ weit sie -

fern jeder ideologischen auseinandersetzung - nicht den wuenschen
entspricht , er brachte daher den abaenderungsan-
t r a g ein , die Vorfinanzierung fuer ein schulzentrum in form einer
8- klässigen ahs sowie handelsakademie in der polgarstrasse vorzu¬
nehmen . ( smo)
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der kämpf der oevp gegen die gesamtschute hat nur dort eine

Chance , wo die bevoelkerung keine erfahrung mit dieser Schulreform

hat und nur ungenuegend informiert ist , erklaerte gr . gertrude

stiehl ( spoe ) . die bevoelkerung des 22 . bezirkes , wo bereits

zwei gesamtschulen errichtet wurden , nimmt diese Schulreform an.

es gibt nur das problem , alle , die in eine gesamtschule wollen,

unterzubringen , seit otto gloeckel hat sich das Schulwesen sehr ver - j
aendert , aber es waren immer unsere ansichten , die sich durchgesetzt j
haben , schloss stiehl ihren debattenbeitrag , ( sei ) ( forts . )

1850

gemeinderat ( 3 ) :

schulzentrum ( forts)

26 Wien , 17 . 3 . ( rk ) wenn man bedenke , dass die spoe bereits acht

jahre die Verantwortung fuer die Schulverwaltung trage , werde der

dauernde vorwurf einer 25jaehrigen oevp - schulverwaltung recht un¬

glaubhaft , ergriff gr . prof . z o e r n e r ( oevp ) das wort , als

unt errich tsmin ist er habe Leopold gratz bestaetigt , dass die spoe vor - j
sorge fuer die noetigen schulplaetze tragen werde , die heute im 22.

bezirk noch fehlen , das vertrauen in die integrierte gesamtschule

koenne selbst in der eigenen partei nicht allzu gross sein , wenn

funktionaere ihre kinder andere Schultypen besuchen lassen , auch

in der bundesrepublik deutschland habe man bereits festgestellt , dass

die igs kein besserer garant fuer Chancengleichheit sei . in der 4.

schulorganisationsgesetznoveile wird der Zeitraum fuer schulversuche

fuer zwoelf jahre festgelegt , der nun fuer den schulversuch der igs

nicht verlaengert werden soll.

gr . franziska d o h n a l ( spoe ) wandte ein , dass die Opposi¬

tion alle untersuchungen der spoe zu diesem thema als politisch-

ideologisch abtue , waehrend die Untersuchungen der oevp als wissen¬

schaftlich stichhaeltig bezeichnet werden.

gr . b i t t n e r ( oevp ) stellte fest , dass die oevp nicht

gegen die vorfinanzierung der schule im 22 . bezirk sei , sondern

gegen die organisationsform in der Unterstufe , da eben die acht jahre
der ahs die bessere und von der bevoelkerung gewuenschte schulform

sei.
. / .
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abstimmung : der abaenderungsantrag der oevp wurde
abgelehnt , der antrag mit den stimmen der spoe angenommen
( ba)

austria - wochenschau
ueber den antrag auf erhoehung des jahresentgelts fuer die

staendige berichterstattung der austria - wochenschau ueber kommunale
ereignisse in Wien von 3,960 * 000 auf 4,200 * 000 Schilling berichtete
gr . lustig ( spoe ) .

zu diesem antrag lag keine Wortmeldung vor * er wurde mit den
stimmen der spoe und oevp angenommen , ( ger ) ( Schluss)

- ende des Sitzungsberichtes -
1905
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